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Inſerate, jowohl v. 
Behörden, als auch 
v. Privatperſonen 
werden in Danzig 
im Intelligenz⸗ 
Comt. Jopengaſſe 8 
angenommen. Preis 
der gewöhnlichen 
Zeile 20 g. 


für den 
Kreis Danziger Höhe. 
M 92. Danzig, den 17. November 1900. 


Amtlicher Theil. 
I. Verfügungen u. Bekanntmachungen des Landraths u. des Kreis⸗Ausſchuſſes. 


U Einladung 
zum 
43. Kreistage des Kreiſes Danziger Höhe. 


Zur Erledigung folgender Gegenftände: 

1. Wahl von zwei Mitgliedern und zwei Stellvertretern in die Kommiſfion zur 
Abnahme der Wagen und Geſpanne für den Feſtungs⸗Fuhrpark im Falle einer 
Mobilmachung für die Zeit vom 1. April 1901 bis dahin 1904, 

2. Wahl von drei Mitgliedern und drei Stellvertretern in die Einkommenſteuer⸗ 
Veranlagungskommiſſion für die Zeit von 1901 bis 1907, 

3. Ergänzung der Vorſchlagsliſte der zu Amtsvorſtehern geeigneten Perſonen für den 
Amtsbezirk Olivaer Forſt (Ro. IV), 

4. Beitritt des Kreiſes als corporatives Mitglied zu dem Weſtpreußiſchen Provinzial⸗ 
Obſtbau⸗Verein, 

5. Gewährung einer einmaligen Beihülfe an das Diakoniſſen⸗Mutterhaus hierſelbſt 
zur Errichtung eines Siechenhauſes, 

6. Einführung einer Kreis⸗Hundeſteuer, ; 

ad 5 105 6 laut den beigefügten Vorſchlägen des Kreis⸗Ausſchuſſes, 


. 


7. Feſtſtellung und Dechargirung der Kreis Kommunal-Kaſſen⸗Rechnung für das 
Rechnungsjahr 1899, 
habe ich einen Kreistag auf 


Sonnabend, den 8. Dezember d. Js., Vormittags 10% Uhr, 


im Sitzungsſaale des Kreishauſes hierſelbſt anberaumt und lade zu demſelben die Herren Kreis- 
tagsmitglieder unter dem Bemerken hierdurch ein, daß die Verſammlung nur bei Anweſenheit 
von mehr als der Hälfte ihrer Mitglieder beſchlußfähig iſt. 
Danzig, den 9. November 1900. 
Der Königliche Landrath. 
Maurach. 


2 Zu dem Geſetz vom 30. Juni 1900, betreffend die Bildung der Wählerabtheilungen bei 
den Gemeindewahlen, ſind aus der dazu ergangenen miniſteriellen Inſtruktion vom 14. Sep⸗ 
tember d. 38. von dem hieſigen Herrn Regierungs⸗Präſidenten unterm 29. Oktober cr. die nach- 
ſtehenden Ausführungs⸗Beſtimmungen für die Gemeinden mit nicht mehr als 10000 Einwohnern 
zuſammengeſtellt. 

Die Gemeindevorſteher in denjenigen Gemeinden des Kreiſes, in denen eine gewählte 
Gemeindevertretung beſteht, fordere ich auf, bei der Anfertigung der Wählerliſten und der Bildung 
der 3. Wählerabtheilungen zur Wahl der Gemeindevertreter dieſe Ausführungsbeſtimmungen genau 
zu beachten und nach dieſen Beſtimmungen auch ſchon bei der im Monat Januar k. Is. vorzu⸗ 
nehmenden Berichtigung der Liſte der Wahlberechtigten zu verfahren. 

Danzig, den 12. November 1900. 
Der Lea m de g Gh. 


Ausführungs⸗Beſtimmungen 


zu 
dem Geſetze, betreffend die Vildung der Wählerabtheilungen bei den Gemeindewahlen 
vom 30. Juni 1900. 
Zuſammengeſtellt für die Landgemeinden aus dem Erlaß des Herrn Miniſters des Innern 
vom 14 September 1900. 
Zu §§ 1 und 5. 


I. Die Vorschriften des 8 1 haben bei der Bildung der Wählerabtheilungen für die 
Wahlen zur Gemeindevertretung in dem geſammten Geltungsgebiete des kommunalen 
Dreiklaſſenwahlrechts, alſo auch in ſämmtlichen Landgemeinden des hieſigen Re⸗ 
gierungsbezirks Anwendung zu finden. x 

II. Das Geſetz, betreffend die Aenderung des Wahlverfahrens vom 29. Juni 1893 
(G.⸗S S. 103) wird für die Wahlen zur Gemeindevertretung im Gebiete des 
kommunalen Dreiklaſſenwahlrechts aufgehoben. 

Alle übrigen geſetzlichen Beſtimmungen über das Gemeindewahlrecht bleiben, 
ſofern ſie durch das vorliegende Geſetz nicht abgeändert ſind, in Kraft. 

Unberührt bleiben insbeſondere die Beſtimmungen der Landgemeinde⸗Ordnung 
für die ſieben öſtlichen Provinzen der Monarchie vom 3. Juli 1891 über das aktive 
Gemeindewahlrecht. Bezüglich des letzteren find folgende Punkte beſonders zu beachten; 
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1. Soweit das Wahlrecht, abgeſehen von den übrigen Vorausſetzungen durch einen 
beſtinmten Einkommenſteuerſatz bezw. ein beſtimmtes Einkommen begründet 
wird, find Perſonen auf Grund eines Einkommens von 660 bis 900 Ab nur 
dann wahlberechtigt, wenn ſie nach dieſem Einkommen zu den Gemeindelaſten 
thatſächlich herangezogen werden. 


2 Nicht wahlberechtigt ſind nach der Rechtſprechung des Königlichen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts Schlafſtellenmiether, da fie keinen eigenen Hausſtand haben 
und demgemäß die in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen allgemein vorgeſchriebene 

„Selbſtſtandigkeit“ nicht beſitzen. 


3. Die Frage der Wahlberechtigung der juriſtiſchen Perſonen beſtimmt ſich im 
Einzelnen nach den Vorſchriften der Landgemeinde⸗Ordnung. Was ſpeziell das 
Wahlrecht des Staatsfiskus betrifft, fo iſt er wahlberechtigt, falls er ſeit beſtimmter 
Zeit in der Gemeinde Grundſtücke von dem geſetzlich näher bezeichneten 
Umfange beſitzt. 


III. Bezüglich der dem einzelnen Wahlberechtigten bei Bildung der Wählerabtheilungen 
anzurechnenden Steuern iſt namentlich Folgendes zu beachten: 


1. Jedem Wähler ſind anzurechnen die von ihm zu entrichtenden direkten Staats⸗, 
Gemeinde-, Kreis⸗ und Provinzialſteuern. 


Als direkte Staatsſteuern ſind anzurechnen die Einkommenſteuer und die 
Ergänzungsſteuer. 


Als direkte Gemeindeſteuern ſind anzurechnen die von den Gemeinden 
erhobenen Zuſchläge zur Einkommenſteuer bezw. zu den nach § 74 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes (8 38 des Kommunalabgabengeſetzes) veranlagten Sätzen, 
ſowie die Zuſchläge zur ſtaatlich veranlagten Grund-, Gebäude⸗, Gewerbe⸗ und 
Betriebsſteuer. Als Gemeindeſteuer iſt auch die Waarenhausſteuer anzurechnen. 
Wo an Stelle der Zuſchläge zur Einkommenſteuer oder zu einer der Realſteuern 
beſondere kommunale Steuern vom Einkommen, vom Grundbeſitz oder vom 
Gewerbebetrieb oder ſonſt gemäß § 23 des Kommunalabgabengeſetzes entrichtet 
werden, ſind dieſe beſonderen Steuern in Anſatz zu bringen. 


Als direkte Kreis⸗ (Bezirks) und Provinzialſteuern find anzurechnen die an 
die Kreiſe zu entrichtende Betriebsſteuer, ſowie die von den Kreiſen erhobenen 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den ſtaatlich veranlagten Realſteuern 
einſchließlich der Kreiszuſchläge zur Betriebsſteuer. Die (Bezirks: und) Pro⸗ 
vinzialſteuern kommen nicht beſonders zur Anrechnung, inſofern ſie in den an 
die Kreiſe zu entrichtenden Beträgen ſchon mit enthalten ſind. Auch kommen 
ſelbſtverſtändlich Kreisſtenern — abgeſehen von der den Kreiſen überwieſenen 
Betriebsſteuer — dort nicht beſonders zur Anrechnung, wo die Kreisabgaben 
auf den Gemeindeetat übernommen ſind. 


Abgaben, welche von anderen öffentlich-rechtlichen Verbänden als den 
Gemeinde-“ Kreis- (Bezirks-) und Provinzialverbänden erhoben werden 
z. B. von Schul⸗, Kirchen⸗ oder Wegeverbänden u. ſ. w. — werden nicht 
angerechnet. 
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2. Für jeden nicht zur Staatseinkommenſteuer veranlagten Wahlberechtigten iſt an 
Stelle dieſer Steuer ein Betrag von drei Mark zum Anſatz zu bringen — und 
zwar neben etwaigen anderen Steuerbeträgen, die von ihm an den Staat, die 
Gemeinde u. ſ. f. zu entrichten und ihm gemäß III Nr. 1 anzurechnen find. 


3. Nicht anzurechnen ſind den Wahlberechtigten in einer Gemeinde Steuern, die 
von ihnen für Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb in einer anderen Gemeinde ent⸗ 
richtet werden, ſowie Steuern für die im Umherziehen betriebenen Gewerbe. 


Unter Steuern für Grundbeſitz und Gewerbebetrieb in einer anderen 
Gemeinde find nach der Rechtſprechung des Königlichen Ober-Verwaltungs⸗ 
gerichts zu verſtehen nicht nur die vom auswärtigen Grundbeſitz und Gewerbes 
betrieb an Gemeinde oder Kreis zu entrichtenden Realſteuern, ſondern auch die 
vom Einkommen aus dieſen Quellen zu entrichtenden perſönlichen Abgaben. 
Insbeſondere iſt alſo die Staatseinkommenſteuer und die derſelben folgende 
Kommunaleinkommenſteuer inſoweit außer Anſatz zu laſſen, als ſie auf das 
Einkommen aus jenem auswärtigen Grundbeſitz oder Gewerbebetriebe entfällt. 


IV. Für die Bildung der Wählerabtheilungen kommen insbeſondere folgende Geſichtspunkte 
in Betracht: 
Zunächſt iſt eine Zuſammenſtellung aller Wahlberechtigten und der von ihnen 
zu entrichtenden, gemäß Nr. III anrechnungsfähigen Steuern und zwar in der Reihen⸗ 
folge der Höhe der den einzelnen Wahlberechtigten angerechneten Steuerſummen aufzuſtellen. | 


Alsdann iſt die Geſammtſumme der in die Zuſammenſtellung aufgenommenen 
Steuerbeträge zu ermitteln und durch drei zu theilen. 


Die Wahlberechtigten, welche das erſte Drittel der Geſammtſteuerſumme auf⸗ 
bringen, gehören zur erſten, die Wahlberechtigten, welche das zweite Drittel aufbringen, 
zur zweiten, die übrigen Wahlberechtigten zur dritten Wählerabtheilung. Zur erſten 
bezw. zweiten Wählerabtheilung gehört auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur theil⸗ 
weiſe in das erſte bezw. zweite Drittel der Geſammtſteuerſumme entfällt. Wird bei 
der Bildung der erſten Wählerabtheilung hierdurch das erſte Drittel der Geſammtſteuer⸗ 
ſumme überſchritten, ſo wird bei der Bildung der beiden unteren Wählerabtheilungen 
nur derjenige Theil der Geſammtſteuerſumme zu Grunde gelegt, welcher nicht von den 
in der erſten Abtheilung Wahlberechtigten aufgebracht wird, dergeſtalt, daß die Wahl⸗ 
berechtigten, welche die erſte Hälfte dieſes Reſtes der Geſammtſteuerſumme aufbringen, 
die zweite und die übrigen Wahlberechtigten die dritte Abtheilung bilden. b 


Unter mehreren Wahlberechtigten mit gleichen Steuerbeträgen entſcheiden über 
die eventuelle Frage, wer von ihnen einer höheren und wer einer unteren Abtheilung 
zuzuweiſen iſt, die in der Landgemeinde⸗Ordnung bezeichneten Momente. 


Sind nach dem Vorſtehenden Wahlberechtigte, welche vom Staate zu einer 
Steuer (Einkommen-, Ergänzungsſteuer, Grund-, Gebäude- und Gewerbeſieuer) nicht 
veranlagt find, in die erſte oder zweite Abtheilung gelangt, ſo findet ihre Rückver? 
ſetzung in die dritte Abtheilung und eine anderweite Abgrenzung der erſten und zweiten 
Abtheilung nach Maßgabe des letzten Abſatzes in § l des Geſetzes ſtatt 

Beilage. 


